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                                            Melle , den 06.07.2015 
 
Gerichtsbekannte Reichsdeutsche 
 
Sehr geehrter Herr Xxx, 
den Widerspruch beim Amtsgericht Xxx habe ich zur Kenntnis genommen, ebenso die Nachricht der 
fehlenden Anwesenheit Ihrer Mitarbeiter an deren Arbeitsplatz.  
 
Ihren Widerspruch begründen Sie darin, dass ich als gerichtsbekannte Reichsdeutsche aus konkluden-
ten Verträgen Rechnungen zusende. Leider entzieht sich Ihr Bildungsstand bezüglich der internationa-
len Seehandelsrechte meiner Kenntnis. Aber vorerst darf ich annehmen, dass Sie sich sicher sind, zur 
Zahlung aufgrund ungültiger Forderungen von mir belangt worden zu sein. 
 
Gespräche mit Richtern aus xx und xxx, machten mir deutlich, dass deren Wissen recht umfangreich  
schien, und die Last der rechtlichen Aufstellung derzeit und in Zukunft den Gerichtsdienern sehr 
zusetzt. 
 
Nach meinen Besuchen im Bundestag 2013 und 2014 und Gesprächen mit den zuständigen Bundes-
tagabgeordneten xxx Parteien (außer der xxx) zur Durchsetzung eines xxxverbotes, erklärte mir einer 
der Herren abschließend: 
„Frau Musterfrau mir tut es richtig Leid, dass Sie sich so engagieren, aber Sie werden hier nicht 
weiterkommen. Denn hier im Bundestag, wie auch in der BRD, ist alles unternehmerisch aufgebaut. 
Hier geht es keinesfalls um den Schutz der Bürger, sondern einzig um Profit und Gewinn.“ 
Da ich damals schon einen intensiven Austausch mit Frau Prof. Dr. Margret Kennedy über die Macht 
der Banken und Regionalwährungen hatte, die unter anderem die Bücher: Wem gehört Deutschland 
/Krysmanski, oder Payback, EGO/ Schirrmacher gelesen hatte und auch mit den Herren im Austausch 
stand, nahm ich mir erst einmal eine zweimonatige Depression.  
 
Danach informierte ich mich gründlich, sprach mit Experten und unzähligen Professoren, Systemkriti-
kern und Autoren. Daraus ist die beigelegte Broschüre „Bürgermeister haften“ entstanden. 
 
Quintessenz aus all dem Wissen ist mein Einsatz gegen die Wirkung der internationalen Seehandels-
rechte hier im Landkreis xxx, zu dessen Grundlagen und Wirkung ich mittlerweile absoluter Experte bin. 
Und um Gemeinden /Städte zu schützen diene ich Ratsmitgliedern, Bürgermeistern, Landtags- und 
Bundestagsabgeordneten und auch Ihren Kollegen bereits als Ratgeber und Informant. 
Dieses Wissen wird regelmäßig weltweit gestreut, und Sie können sich sehr sicher sein, dass ich nicht 
die Letzte bin, die Ihnen Rechnungen, sauber nach gültigem Handelsrecht, stellt. Diese sind im Übrigen 
natürlich über Notare im Ausland und Kreditinstitute  einzuziehen. Zurzeit erhält man jedoch bei Weiter-
gabe der Schuldscheine an ausländische Banken oder Inkassounternehmen höchstens 10% der gesam-
ten Rechnungssumme, und bei russischen und chinesischen Inkassounternehmen z.B. in Frankfurt 
nichts.  
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Nun ja, als Mutter diene ich den Meinen und erhalte ja keine Bezahlung für meine Dienste. Das sind wir 
Frauen als soziale Wesen gewohnt.  
Deshalb dürfen Sie sich vorerst sicher sein, dass ich weder Sie, noch Ihre Schutzbefohlenen verletzen 
möchte, sondern vorrangig den Druck bei den Menschen erhöhen, die als Handlanger einer Weltregier-
ung funktionieren, deren Gesichter im Dunklen/Hintergrund bleiben und bedienstete Menschen nutzen 
können, weil sie unwissend oder bestechlich sind. Indirekt stelle ich diesen Handlangern die Fragen: 
Was bist du eigentlich? In welchem Spiel spielst du mit? Wofür bekommst du Geld oder Anerkennung 
und Auszeichnungen? 
 
Vielleicht schauen Sie sich mal folgende Videos an, was der Plan der Weltmacht ist: 
Wie eine planwirtschaftliche Schuldenwährung Vermög en und Moral zerstört (5/5)  
Rechtsanwalt Carlos Gebauer 
https://www.youtube.com/watch?v=6bm2oG9cC1M 
 
Goldman Sachs . Historie einer Bank �
Ein Vortrag von Prof. Mag. Dr. phil. Michael Friedrich Vogt 
http://gloria.tv/media/5xH7APiRABN 
 
Die T T I P - VERSCHWÖRUNG  
https://www.youtube.com/watch?v=WYHiOfz3N8g  
 
America Freedom To Fascism (deutsch) �
Aaron Russo 
https://www.youtube.com/watch?v=JN6cYwNoIkw 
 
Nun frage ich Sie persönlich, was Sie mit der gerichtsbekannten Reichsdeutschen eigentlich gemeint 
haben? 
 

1. Hitlerverehrer und -anhänger? 
2. Staatsangehörige eines Bundesstaates des Deutschen Reiches vor 1914? 
3. Sonstiges? 

 
Zu 1. Hitlerverehrer und -anhänger? 
Sicher muss ich Sie nicht auf die von den Gerichten/Ihnen eingezogenen Forderungen erinnern, die 
trotz verbotener Hitlergesetze weiterhin erpresst werden: 
 
Das Einkommenssteuergesetz (EStG) vom 16.10.1934, das Gewerbesteuergesetz (GewStG) vom 
1.12.1936 und die Justizbetreiberordnung (JBeitrO) vom 11.03.1937, sind als Gesetze von Adolf Hitler 
verboten, denn mit dem Kontrollratsgesetz Nr. 1 vom 18.09.1944 wurden durch General Dwight D. 
Eisenhower die Gesetze von Adolf Hitler durch die Alliierten aufgehoben. 
Die nationalsozialistischen, per Führerbefehl durch Adolf Hitler erlassenen Steuergesetze werden heu-
te, im Jahre 2015, trotz ihrer Außerkraftsetzung durch die alliierten Kontrollratsgesetze Nr. 12, 61 sowie 
64 und ohne ein, den grundgesetzlichen Vorschriften für die Entstehung von mit dem Grundgesetz über-
einzustimmen habenden Gesetzen entsprechendes parlamentarisches Verfahren, sowie entgegen der 
Vorschrift des Art. 123 Abs. 1 GG, welche dem Grundgesetz widersprechendes Recht aus der Zeit vor 
dem Zusammentritt des ersten Bundestages außer Kraft setzt, nach wie vor als demnach verfassungs-
widrige Gesetze angewendet. 
 
Hitler hat in einer Nachwahl 1933 die Mehrheit gewonnen, und Tage später das Ermächtigungsgesetz 
und das Gleichschaltungsgesetz durchgesetzt, und damit die Deutschen Staaten ausgeschaltet und 
Stadthalter eingesetzt. Am 9.2.34 hat er die Bevölkerung durch das Reichs- und Staatsangehörigkeits-
gesetz staatenlos gemacht mit 3 Formen von Bürgern: Reichsbürger (Bürger einer Kolonie), Staatsbür-
ger (Staatsbürger der 26 Einzelstaaten) und unmittelbare Reichsbürger (Unfreie aus den Kolonien). 
Diese Gesetze sind auch heute noch gültig, obwohl Hitlergesetze verboten sind ? Ich persönlich wür-
de die Anwender dieser verbotenen Gesetze als Nazis bezeichnen! 
 
Artikel 146 GG - Fakten und Umsetzung 
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Dieses Grundgesetz, das nach Vollendung der Einheit und Freiheit Deutschlands für das gesamte deut-
sche Volk gilt, verliert seine Gültigkeit an dem Tage, an dem eine Verfassung in Kraft tritt, die von dem 
deutschen Volke in freier Entscheidung beschlossen worden ist. 
Im Grundbuch von Hitler war man nur als Besitzer und nicht als Eigentümer eingetragen. Wie sieht das 
bei Ihnen aus, Herr Xxx, sind Sie beim Katasteramt als Eigentümer Ihres Hauses eingetragen? 
 
Das funktioniert normalerweise nur mit Staatsangehörigkeitsausweis, den ja einige Juristen für ihre Aus-
landsgeschäfte oder Prozesse mit Beteiligung von staatlichen Ausländern voraussetzen. Sie haben den 
Hitler-Staatsangehörigkeitsausweis nach Art. 116? Oder haben Sie den Staatsangehörigkeitsausweis, 
der die Ahnen nach 1914 aufzeigt, feststellen lassen? 
Was sind Sie denn? Mit Staatsangehörigkeit entweder Nazi oder Preuße – was anderes können Sie ja 
nicht haben, denn (schauen Sie gerne mal in die frischgedruckten GG-nicht Internet) haben Sie keinen 
Staatsangehörigkeitsausweis, sind Sie Staatenloser/Apolid ! 
 
Einführungsgesetz BGB, Artikel 10 Name (Fassung 2007) 

(1) Der Name einer Person unterliegt dem Recht des Staates, dem die Person angehört. 

(ursprünglich:  Artikel 10. Ein einem fremden Staate angehörender und nach dessen Gesetzen rechtsfähiger Verein, der die 
Rechtsfähigkeit im Inlande  …) War Überblendung den n erlaubt? 

 
Gesetz über die Rechtsstellung der Staatenlosen Artikel 27 Personalausweis  
Die Vertragsstaaten stellen jedem Staatenlosen, der sich in ihrem Hoheitsgebiet befindet und keinen 
gültigen Reiseausweis besitzt, einen Personalausweis aus. 
 
Gesetz über den Aufenthalt, die Erwerbstätigkeit und die Integration von Ausländern im Bundesgebiet 
(Aufenthaltsgesetz - AufenthG) 
Kapitel 1, Allgemeine Bestimmungen, § 1 Zweck des Gesetzes; Anwendungsbereich 
§ 2 Begriffsbestimmungen  
(1) Ausländer ist jeder, der nicht Deutscher im Sinne des Artikels 116 Abs. 1 des Grundgesetzes ist. 
 
Was ist der Unterschied zwischen einem Einwohner und einem Bürger? 
Hessische Gemeindeordnung: 
§ 8 HGO - Einwohner und Bürger 
(1) Einwohner ist, wer in der Gemeinde seinen Wohnsitz hat. 
(2) Bürger der Gemeinde sind die wahlberechtigten Einwo hner . 
 
Wer sind die wahlberechtigten Einwohner? 
§ 30 HGO - Aktives Wahlrecht 
(1) Wahlberechtigt ist, wer am Wahltag 
1. Deutscher im Sinne des Art. 116 Abs. 1  des Grundgesetzes oder 
Staatsangehöriger eines der übrigen Mitgliedstaaten der Europäischen Union mit Wohnsitz in der Bun-
desrepublik Deutschland (Unionsbürger) ist, ... 
 
§ 32 
Passives Wahlrecht 
(1) Wählbar als Gemeindevertreter sind die Wahlberechtigten,... 
Wer darf in der Bundesrepublik Deutschland wählen? 
(1) Wahlberechtigt sind alle Deutschen im Sinne des Art ikels 116 Abs. 1  des Grundgesetzes  
 
Was heißt, Sie dürfen nur wählen, wenn Sie nach GG Art 116 Abs. 1 die deutsche Staatsangehörigkeit 
besitzen?  
 
GG Artikel 116 
(1) Deutscher im Sinne dieses Grundgesetzes ist vorbehaltlich anderweitiger gesetzlicher Regelung, 
wer die deutsche Staatsangehörigkeit besitzt  oder als Flüchtling oder Vertriebener deutscher Volks-
zugehörigkeit oder als dessen Ehegatte oder Abkömmling in dem Gebiete des Deutschen Reiches nach 
dem Stande vom 31. Dezember 1937 Aufnahme gefunden hat. 
(2) Frühere deutsche Staatsangehörige, denen zwischen dem 30. Januar 1933 und dem 8. Mai 1945 
die Staatsangehörigkeit aus politischen, rassischen oder religiösen Gründen entzogen worden ist, und 
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ihre Abkömmlinge sind auf Antrag wieder einzubürgern. Sie gelten als nicht ausgebürgert, sofern sie 
nach dem 8. Mai 1945 ihren Wohnsitz in Deutschland genommen haben und nicht einen entgegen-
gesetzten Willen zum Ausdruck gebracht haben . 
 
Deshalb holen wir unseren Staatsangehörigkeitsausweis ja heute auch bei den Ausländerbehörden. 
 
Sie haben einen Personalausweis unterschrieben? Und damit haben Sie einen entgegengesetzten 
Willen zum Ausdruck gebracht und sich als Personal der Firma BRD untergeordnet. Nach HGB§ 17  
(1) und EGBGB Art 10 Namenslos, Firma ohne Rechte? Ja? Ein Apolid, Staatenloser, Rechtloser? 
 
Und mich beschimpfen Sie als Reichsdeutsche? 
Aus den Gesprächen mit Ihren Kollegen in Osnabrück, Oldenburg und Hannover weiß ich, dass diese 
über das Thema weit besser informiert sind, auch wenn die Herren sich darüber bewusst sind, dass 
Ihnen die Regularien der Kammern und den Verbindungen offene Gespräche verbieten. Deshalb darf 
ich Ihrer Stellung entsprechend auch annehmen, dass Sie Ihre Äußerungen selbst sehr witzig finden.  
 
„Jetzt haben wir Hitler zum Krieg gezwungen, so dass er nicht mehr auf friedlichem Wege ein Stück 
des Versailler Vertrages nach dem anderen aufheben kann“.  Lord Halifax, englischer Botschafter in 
Washington, 1939 (vgl. „Nation Europa“, Jahrg. 1954, Heft 1, S.46) 
 
Vielleicht schauen Sie sich mal das Deckblatt dieses Vertrages an. Das ist ein Handelsvertrag, 
unterschrieben von zwei Mitgliedern einer politischen Partei als Vertreter des Deutschen Reiches? 
 

 
 
 
Große Geschäfte in der Zeit des zweiten Dreißigjährigen Krieges (1914 bis 1945) 
Aus Anlass des fünfzigsten Jahrestages der Kapitulation der Deutschen Wehrmacht hatte der 
Bundespräsident Roman Herzog die Staatsoberhäupter der vier Siegermächte aus dem 
Zweiten Weltkrieg zu einem Staatsakt in die Kroll Oper nach Berlin eingeladen. 
 
John Major erklärte in seiner Ansprache u.a. folgen des: »Heute, vor fünfzig Jahren, 
erlebte Europa das Ende des Dreißigjährigen Krieges , der von 1914 bis 1945 gegen 
Deutschland geführt worden ist. «  
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Ein internationaler Jurist informierte mich weiterhin darüber, dass nach Gründung der BRD GmbH der 
Bundesgerichtshofs am 17.12.1953 alle Beamtenverhältnisse für erloschen erklärte (Bundesgerichts-
hof- A - 1 BvR 147/52). Auch das Staatshaftungsgesetz ist vom „Bundesverfassungsgericht“ 1982 für 
nichtig erklärt worden. Seitdem haften wohl alle Schein-„Beamte“ der „BRD“ privat und persönlich voll-
umfänglich mit ihrer eigenen Freiheit und ihrem eigenen Vermögen. Da hilft auch kein charmantes und 
umsorgtes unter die Arme greifen der Mitarbeiter, indem Sie bestätigen, dass sich diese nicht am Ar-
beitsplatz befinden, wenn handelsrechtliche Forderungen eingezogen werden sollten, leider nicht. Sie 
sind selbst verantwortlich und haften, wenn Sie Ihren Empfehlungen statt Anweisungen folgen. 
 
Zu 2. Staatsangehörige eines Bundesstaates des Deut schen Reiches vor 1914? 
 
Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 31.07.1973 zum Grundlagenvertrag zwischen der BRD und 
der DDR Aktenzeichen: 2 BvF 1/73 
Orientierungssatz:  
Es wird daran festgehalten (vgl zB BVerfG, 1956-08-17, 1 BvB 2/51, BVerfGE 5, 85 <126>), daß das 
Deutsche Reich den Zusammenbruch 1945 überdauert hat und weder mit der Kapitulation noch durch 
die Ausübung fremder Staatsgewalt in Deutschland durch die Alliierten noch später untergegangen ist; 
es besitzt nach wie vor Rechtsfähigkeit, ist allerdings als Gesamtstaat mangels Organisation nicht hand-
lungsfähig. Die BRD ist nicht "Rechtsnachfolger" des Deutschen Reiches, sondern als Staat identisch 
mit dem Staat "Deutsches Reich", - in Bezug auf seine räumliche Ausdehnung allerdings "teilidentisch". 
Siehe § 31I BverfGG. 
 
Das wurde aktuell auch vom Bundestag bestätigt:  
Völkerrechtssubjekt "Deutsches Reich" Auswärtiges/Antwort - 30.06.2015 
Berlin: (hib/AHE) Das Bundesverfassungsgericht hat in ständiger Rechtsprechung festgestellt, dass das 
Völkerrechtssubjekt "Deutsches Reich" nicht untergegangen und die Bundesrepublik Deutschland nicht 
sein Rechtsnachfolger, sondern mit ihm als Völkerrechtssubjekt identisch ist. Darauf verweist die Bun-
desregierung in ihrer Antwort (18/5178) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke zum Potsdamer 
Abkommen von 1945 (18/5033). Die Abgeordneten hatten sich unter anderem nach der "These von 
der Fortexistenz des Deutschen Reiches " erkundigt und gefragt, ob die Bundesregierung  diese 
als öffentlich als unhaltbar zurückweisen werde , "damit diese Behauptung nicht von Neonazis und 
der so genannten Reichsbürgerbewegung für ihren Gebiets revisionismus  gegenüber den EU-
Nachbarländern instrumentalisiert werden kann". https://www.bundestag.de/presse/hib/2015_06/-/380964 

 
Dazu können Sie gerne den Grenzbestätigungsvertrag lesen: 
„Die zwischen ihnen bestehende Grenze, deren Verlauf sich nach dem Abkommen vom 6. Juli 1950 
zwischen der Deutschen Demokratischen Republik und der Republik Polen über die Markierung der 
festgelegten und bestehenden deutsch-polnischen Staatsgrenze und dem Vertrag vom 7. Dezember 
1970 zwischen der Bundesrepublik (Hinweis: Bei der Begrifflichkeit Republik handelt es sich um eine 
handelsrechtlich Bezeichnung.) Deutschland  und der Volksrepublik Polen über die Grundlagen der 
Normalisierung ihrer gegenseitigen Beziehungen bestimmt … Die BRD und die Volksrepublik Polen 
stellen übereinstimmend fest, dass die bestehende Grenzlinie, deren Verlauf im Kapitel IX der Be-
schlüs-se der Potsdamer Konferenz vom 2. August 1945 von der Ostsee unmittelbar westlich von Swi-
nemünde und von dort die Oder entlang bis zur Einmündung der Lausitzer Neiße und die Lausitzer 
Neiße entlang bis zur Grenze der Tschechoslowakei festgelegt worden ist, die westliche Staatsgrenze 
der Volksrepublik Polen bildet.“…und weiter (aus Das Deutschland Protokoll/Fröhner, Seite 80) 
„Im Laufe der Verhandlungen, die zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der 
Regierung der Volksrepublik Polen über diesen Vertrag geführt worden sind, ist von der Bundesregier-
ung klargestellt worden, dass der Vertrag zwischen der BRD und der Volksrepublik Polen die Rechte 
und Verantwortlichkeiten der Französischen Republik, des Vereinigten Königreichs Großbritannien und 
Nordirland, der Union der sozialistischen Sowjetrepubliken und der Vereinigten Staaten von Amerika, 
wie sie in den bekannten Verträgen und Vereinbarungen ihren Niederschlag gefunden haben, nicht be-
rührt und nicht berührte werden kann. Die Bundesregierung hat ferner darauf hingewiesen, dass 
sie nur im Namen der Bundesrepublik Deutschland han deln kann .“ 
 
Damit ist also gesagt, dass die Verantwortlichkeiten der vier Besatzungsmächte hinsichtlich Deutsch-
lands nicht durch die Bundesrepublik berührt werden und schon gar nicht berührt werden können. Die 
Bundesrepublik konnte auch nur im Namen und für das Gebiet der Bundesrepublik handeln und nicht  
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für das Deutsche Reich. Natürlich stellt sich die Bundesrepublik immer wieder gerne als souverän und 
als eigener Staat hin. Die Westmächte hatten dies immer wieder missbilligt – wenn auch geduldet. An 
den Verträgen des Jahres 1990 ändert dies allerdings nichts. Nach wie vor gehören die durch Polen 
verwalteten deutschen Ostgebiete zu Deutschland. Darüber gibt es keinen Zweifel. 
 
Und hier darf ich einen ungewöhnlichen Gedanken einbringen. Wissen Sie von Neuschwabenland? 
Kennen Sie dessen Staatszugehörigkeit? Warum wird dieses Gebiet abgeschirmt? Warum gibt es kei-
ne Satellitenaufnahmen vom Südpol? 
 
Grundgesetz Art. 146  (Geltung und Dauer) lautet in der letzten im Deutschen Bundestag ohne Rechts-
kraft veränderten Fassung, Zitat:  
„Dieses Grundgesetz, das nach Vollendung der Einheit und Freiheit Deutschlands für das gesamte deu-
tsche Volk gilt, verliert seine Gültigkeit an dem Tag, an dem eine Verfassung in Kraft tritt, die vom deut-
schen Volk in freier Entscheidung beschlossen worden ist.“ 
Wäre das Grundgesetz also eine Verfassung, wie es die bundesrepublikanischen Juristen im Wege der 
Sinnentstellung gerne im eigenen Interesse behaupten, dann würde Art. 146 wie folgt auszulegen sein: 
Diese Verfassung, die nach Vollendung der Einheit und Freiheit Deutschlands für das gesamte deutsche 
Volk gilt, verliert seine Gültigkeit an dem Tag, an dem eine Verfassung in Kraft tritt, die vom deutschen 
Volk in freier Entscheidung beschlossen worden ist. 
 
Das Grundgesetz hat keinen Geltungsbereich!  
Der Artikel 23 GG (alte Fassung ), welcher mit der Einigung aufgehoben  wurde, bestimmte den Gel-
tungsbereich des Grundgesetzes . 
"Dieses Gesetz gilt zunächst im Gebiete der Länder Baden, Bayern, Bremen, Groß-Berlin, Hamburg, 
Hessen, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Schleswig-Holstein, Württemberg-
Baden und Württemberg-Hohenzollern. In anderen Teilen Deutschlands ist es nach deren Beitritt in 
Kraft zu setzen."  
Seit 1950 gibt es keine Staatsgerichte mehr!!  Siehe GVG § 15 ist aufgehoben!  
§. 15 GVG: Die Gerichte sind Staatsgerichte. Die Pr ivatgerichtsbarkeit ist aufgehoben; an ihre 
Stelle tritt die Gerichtsbarkeit desjenigen Bundesstaates, in welchem sie ausgeübt wurde. …  
Ein staatlicher Richter muss einen Amtsausweis vorw eisen können. Sie haben aber - mit der 
Auflösung von § 15 GVG nur noch einen Dienstausweis .   
 
Eine entsprechende Bildung vorausgesetzt, gehe ich davon aus, dass Ihnen das Buch Der Prozess / 
Kafka aus 1925 bekannt ist? Ist ja Fachlektüre Ihrer Berufsgruppe und dürfte als Trainingsgrundlage 
gedient haben.  
 
Zusammengefasst haben wir rechtlich eine Unternehmensregierung, die uns zu Staatenlosen gemacht 
hat und alles tut um ein Seehandelsrecht durchzubringen, dass unter einem Verein EU über Unterneh-
men auf die rechtlosen Familien wirkt - über die nächsten Generationen. 
 
Mit der Firmierung der Stadt Melle im Auftrag des Vereins EU 2007/8 unter Zusicherung der Verwen-
dung der Benennung öffentlich rechtlich, hat die Stadt Melle ihre Gebietskörperschaft verloren.  
Viele Städte haben ihre Verwaltungsarbeiten seit dem über die internationale Vereinigung ICLEI über-
nehmen lassen, die dann auch die hoheitlichen Rechte übernimmt.  
Dabei ist die Aufstellung des ICLEI als Vereins sehr sinnvoll, denn es täuscht erst einmal Gemeinnüt-
zigkeit (Klimaschutz) vor und verhindert vorerst zu erkennen, dass in dem Verein gewinnorientierte Fir-
men gegründet worden sind. Das machen alle großen Institutionen und auch die reichen Familien so, 
wie z.B. die Familie Oetker ist ein Verein, berichtete mein Notar, rechtlich im BGB und hat in diesem 
Verein entgegen dem Vereinsziel Firmen gegründet. 
 
Nun hat die Unternehmens - Gemeinde über das DoppikKom Verwaltungsprogramm mit der Kapitali-
sierung des öffentlichen Vermögens als Jahresresource alle Vögel, Bäume und Wattflächen aufzulisten 
um dann als Wertpapier an die Börse zu gehen. Und dass, obwohl das Land der jeweiligen Bundes-
staaten rechtlich immer noch den Deutschen Reichsbü rgern mit Nachweis zu 1914 gehört. Nicht 
den Einwohnern mit Hitlers Personalausweis, die sin d ja enteignet und treten nur als Besitzer 
auf. 
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Natürlich hat dieser Prozess nicht nur in den Kommunen stattgefunden sondern beispielsweise auch 
bei den Gerichten. Im GVG sind schon in den 50ern die §§ 15, 16 gestrichen worden - das weiß aller-
dings kaum ein Jurist. Auch dass alle deutschen Amtsgerichte seit August 2014 Privatgerichte sind und 
über die US Firma (u. Verein) Internationale Vereinigung für Gerichtsverwaltung (IACA) 
(http://www.iaca.ws) als Gerichte einer No Goverment Organisation verwaltet werden, wissen außer 
Ihnen als Geschäftsführer nur sehr wenige Richter.  
 
z.B. Unternehmensregister Eintragungen Kaufering: 
"Hinterlegte Jahresabschlussunterlagen der Kommunalwerke Kaufering, 
Amtsgericht Augsburg HRA 14250.  Unsere Gerichte sind seit 2014 Unternehmen und werden 
über die US Firma IACA.ws geführt" 
Oder die Firma Amtsgericht Hagen ist zusätzlich unter der Bezeichnung oder 
Unternehmensteil SERVICESTELLE DES REGISTERPORTAL unter D-U-N-S Nummer® 
340757066 bei D&B eingetragen. 
Manche Städte/Gemeinden sind auch in den Niederlanden als Unternehmen eingetragen. 
 

Sie sehen, meine Fragen an die angeblichen Gläubiger, deren Forderungen Sie eintreiben, an wen ich 
die Beträge zahle und auf welcher rechtlichen Grundlage deren Forderungen beruhen, waren nicht un-
berechtigt. 
 
SAMMLUNG der Gesetze, Verordnungen, Anweisungen und Anordnungen der Militärregierung – Deu-
tschland - Finanz - Abteilung  
Anweisung an finanzielle Unternehmen und Regierungsfinanzbehörden Nr. 3 
Sowie § 9. Militärregierungsgesetz Nr. 2.- Deutsche Gerichte - Niemand darf in der Bundesrepublik 
Deutschland  ohne  Genehmigung  der  Militärregierung als  Richter,  Staatsanwalt,  Notar  oder  Rechts-
anwalt tätig werden! 
Und auch dieses Gesetz und das angelegte Schreiben des Bundesministeriums vom 31.3.2004, brin-
gen mir keine Klarheit. 
 

Ihr Team hat ebenso wie Sie ausführliche Informationen von mir erhalten. Die einzige Reaktion auf mei-
ne einfachen Fragen war keine Antwort.  

Stattdessen werde ich von Ihnen entwertend als Reichsdeutsche bezeichnet. Wir haben hier in einem 
scheinbar immer noch besetzten Land nur die Wahl, Staatenloser, Hitlerdeutscher oder Reichsdeu-
tscher mit Ahnennachweis auf 1914 zu sein. Das Letztere habe ich gewählt!  
 
Weil ich darin die einzige Möglichkeit sehe, ahnungslose Menschen und die Kinder vor den internatio-
nalen Seehandelsrechten zu schützen, die weit mehr als Bargeldverbot, Zwangsimpfung, Chipping ab 
2016, Aufrüstung, Fracking, Wasserprivatisierung, Privatbankenmonopol, Fiskal Union, Überfremdung, 
Beseitigung der Nationalstaaten, konzernbestimmte Schul- und Lehrbücher (derzeit Henkel und Ford) 
Frühsexualisierung,� Der deutsche Ursprung des modernen Schulsystems, Charlotte Thomson Iserbyt: 

https://www.youtube.com/watch?v=McfDlGkE3E0 … durchsetzen wird. 
 
„Am 4. Juni 2014 hat Präsident Obama in der Militärakademie West Point erklärt, dass der Job von pri-
vaten lukrativen Söldnerarmeen jetzt durch „Umsturz-Hedge-Fonds“ übernommen wird, die auf Rendi-
tebasis arbeiten. Die Regelwerke von CETA, TiSA und TTIP gelten auch rückwirkend für bereits 
getätigte Finanzinvestitionen.  Die Mehrheit fast aller deutschen Dax-Konzerne ist in ausländischer 
Hand. Die besonders klagefreudigen US-Unternehmen haben 1,3 Billionen Euro in der EU investiert. 
…“ http://www.stopesm.blogspot.de/2015/07/wir-waren-ja-blod-wenn-wir-ein-abkommen.html 

Hierzu können Sie gerne auch über Studien in Zusammenarbeit mit Karen Hudes recherchieren. 
 
"Wir beschließen etwas, stellen das dann in den Raum und warten einige Zeit ab, was passiert. Wenn 
es dann kein großes Geschrei gibt und keine Aufstände, weil die meisten gar nicht begreifen, was da 
beschlossen wurde, dann machen wir weiter - Schritt für Schritt, bis es kein Zurück mehr gibt." Jean-
Claude Juncker  
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Sehr geehrter Herr Xxx , ich darf  bei Ihnen, einem Vater von mehreren Kindern, annehmen, dass Sie 
sich beruflich so verhalten, dass Ihre Kinder heute und zukünftig damit leben können, was ihr Vater 
beruflich erwirkt hat. Da zählt nicht nur der Kontostand, sondern Sie werden sich irgendwann den 
Fragen Ihrer Nachkommen stellen müssen: „Papa hast du damals gewusst, was mit dem ESM auf uns 
zukommt? Wusstest du, dass damit ein Demonstrationsverbot, Versammlungsverbot wirksam werden 
sollte? Und dass wir aufgrund der Wirksamkeit gechippt und zwangsgeimpft werden konnten? Das uns 
damit die Selbstbestimmung einer staatlichen Gemeinde verwirkt war? Es gab doch vor eurer Zeit den 
Diktator Hitler, Opa, oder? Habt ihr nicht daraus lernen und euch gegen ein System wehren können, 
das uns zu Sklaven machte? 
 
Bundespräsident Wulf wollte den ESM Vertrag nicht unterschreiben und ist über einen Bobbycar ge-
schubst worden. Andere Präsidenten wie z.B. Kennedy sind für eine Nationalwährung erschossen wor-
den. Das hat die Geschichte uns also gezeigt, dass Einzelne eben nichts bewirken können. Da muss das 
Volk (nicht die Bewohner/Apolide, denn Volk ist definiert mit Staatsangehörigen) aufstehen und den 
Ausführungsgehilfen, die für die Dunkle Macht arbeiten, einfach mal in den Hintern zwicken. Damit es 
unseren Kindern gut geht und daraus freie Menschen werden können, und nicht das Zeitalter der Tri-
bute von Panem naht. 
 

Wenn ich mich also von intelligenten Menschen als R eichsdeutsche beschimpfen lasse, dann 
halte ich das aus – für die Freiheit unserer Kinder . Und wenn ich eine gültige handelsrechtliche 
Forderung nicht über russische oder chinesische Not are einfordern lasse und mich stattdessen 
auf ein rechtloses Mahnverfahren einlasse, dann auc h, weil ich vermute, dass es Richter und 
Scheinbeamte gibt, die nicht wissen, für wen sie da  eigentlich arbeiten.  
Die Geschichte schreiben Gewinner der Kriege, sie bewerten die Persönlichkeiten des Verlierervolkes, 
ordern die Presse und Gerichte. Veröffentlichen die Gesetze und dürfen nach Landkriegsordnung Lü-
gen und Betrügen. Sie kennen die Gesetze und die Entstehung des GG´s und Sie haben nie nach ei-
nem Friedensvertrag gefragt? Sie haben die Unternehmensgründung 1933 der USA und Deutschland 
in Konkurs nichts gelesen? Und die Gründung der BRD über ein DDR Unternehmen? Darüber wussten 
Sie auch nichts? Weil Sie sich haben blenden lassen, weil das nur die Rechtsradikalen oder Reichs-
deutschen behaupten? Weil diese Menschen so entwertet werden von der Bild, die von den Alliierten 
mit 5-7 Millionen gegründet wurde? Oder weil Sie die Eide Ihrer Verbindungen einzuhalten haben?  
 
Allein die Verwendung scheinstaatlicher Begriffe dürfte rechtlich eine Täuschung BGB Artikel 823 oder 
Scheinvollmacht nach HGB sein und wäre ohne staatliche Gründungsurkunde oder Lizenz der Besat-
zungsmacht strafbar. Auch wenn der Verein EU 2007/8 den staatl. Institutionen mit der Anweisung sich 
als Unternehmen anzumelden die Benennung als öffentlich rechtlich versprach. Dazu gehören alle Täu-
schungen wie z.B. eine Vereidigung um  Amtsgeschäfte zu übernehmen. Und wie aus dem Schreiben 
von Herrn Beuke zu erkennen ist, gibt es keine Gründungsurkunde des Landkreises Osnabrück. Und 
auch für das Land Niedersachsen gibt es keine Gründungsurkunde, sondern nur Verordnungen der Bri-
tischen Militärregierung. Die jedoch mit der Unternehmensgründung durch Stephan Weil (bis 1991 Rich-
ter und Staatsanwalt, zum Teil unter Abordnung an das Nds. Justizministerium) nicht mehr gültig sein 
kann. Aha! Vielleicht tauschen Sie sich mal persönlich aus? 

UPIK® Datensatz - L 
L Eingetragener Firmenname Land Niedersachsen 
W Nicht eingetragene Bezeichnung oder Unternehmensteil Niedersächsische Staatskanzlei 
L D-U-N-S® Nummer 314893665 
L Geschäftssitz Planckstr. 2 
L Postleitzahl 30169 
L Postalische Stadt Hannover 

 
Land Germany 

W Länder-Code 276 

 
Postfachnummer 

 
 

Postfach Stadt 
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L Telefon Nummer 05111200 

 
Fax Nummer 

 
W Name Hauptverantwortlicher Stephan Weil 
W Tätigkeit (SIC) 8741 
 
Ebenso sind die Niedersächsische Gemeindeordnung (NGO) (heute Niedersächsische Kommunalge-
setze ) und die NATO Verträge mit Unternehmensgründung der BRD nicht mehr gültig.(Schreiben Bun-
desministerium der Justiz) 
 
Was heißt das für uns? Wenn die angeblichen staatlichen Institutionen nun Unternehmen sind? Ist dann 
Ihr Doktortitel echt? Oder nur ein amerikanisches Unternehmensdokument ohne staatliche Anerkennung? 
Dürfen Sie überhaupt behaupten, dass Sie promoviert haben? Wann hat Hannelore Kraft den NRW als 
Unternehmen Landesregierung Nordrhein-Westfalen angemeldet? (www.upik.de) 
 
Eingetragener 
Firmenname 

Land Nordrhein-Westfalen 

W 
Nicht eingetragene Bezeichnung oder 
Unternehmensteil 

Landesregierung Nordrhein-
Westfalen 

L D-U-N-S® Nummer 340375158 
 
 
Zum weiteren Verständnis ist es sehr empfehlenswert, sich einen Ausschnitt aus der Presskonferenz 
Disclosure Projects, Washington D.C. am 9.Mai 2001 anzusehen.  
(https://www.youtube.com/watch?v=bHuRN07dvwA) 
 
Ab der 1:26 min spricht Chefanwalt des Disclosure Projects Dr. Daniel Sheehan und danach Dr. Carol 
Rosin. Sie wurde 1974 von Wernher von Braun gebeten die Waffenstationierung im All zu verhindern. 
W. v. Braun sprach: „ … denn es gibt eine Lüge, die allen erzählt wird: Dass die Waffenstationierung im 
All vor allem wegen der bösen Russen sei. Doch es gibt viele Fein-de, wegen denen wir diese 
Weltraumwaffen bauen werden. … und der letzte Trumpf, der letzte Trumpf wird die außerirdische 
Bedrohung sein.“ Schon damals sprach er von chemischer, viraler, bakterieller, biologischer 
Kriegsführung und Waffen, die uns Trillionen Dollar kosten und völlig nutzlos sind. „Wenn du um die 
Welt reist, fahr nach Russland, …  wirst du sehen, dass sie irgendeinen Feind vorschieben werden, 
wegen dem wir Weltraumwaffen bauen müssen.“ 
Nach seinen Worten und denen von Carol Rosin, können wir die globale Erwärmung stoppen, die 
Energiekrise beenden, schadstoffarme Technologien bauen, Autos fertigen, die über dem Boden auf 
Strahlen schweben, ohne die Umwelt zu belasten, die Tierwelt und andere Kulturen schützen! 
 
Oder wir unterstützen weiterhin, ein noch machthabendes System, dass die Zerstörung und 
Weltherrschaft zum Ziel hat und uns als staatenlose  Rechtlose zwingt, beispielsweise mit dem Kauf 
von Briefmarken (Weltpostverträge - eckige Klammern [ ]- als Sklave für Kriege Zinsen und Abgaben zu 
zahlen) oder über ein Finanzsystem Abgaben zu leisten, um Kriege zu finanzieren und unsere 
Kinder als Söldner in Kriege schickt, die außer Bodenrechte keinen Sinn haben. 

Herr Xxx, Sie mögen sich das Ziel gesetzt haben, ei nen Kampf gegen mich auszufechten.  

Diesen Kampf können Sie gewinnen, dann jedoch bleib t Ihren Kindern die Hoffnung auf ein vom 
Seehandelsrecht unabhängiges Landkreis xxx verwehrt ! Denn es sind die Menschen wie Sie, 
durch die diese dunkle Macht die Durchführung ihres  Planes vollzieht. 
 
Thomas Barnett´s Buch: Pentagon’s New Map;  
Aaron Russo: America Freedom To Fascism https://www.youtube.com/watch?v=JN6cYwNoIkw;  
Prof. Dr Michael Vogt: Die Neue Weltordnung  https://www.youtube.com/watch?v=U2AYbttvixA 
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Nun bin ich auf dem Weg unsere Heimat Landkreis xxx vor der Wirkung der Internationalen 
Seehandelsrechte zu schützen nicht auf einen Machtkampf aus, dessen Gewinn meinem Bauch und 
Herz mit Mitgefühl gegenüber den Verlieren vom Ziel abbringt.  
 
So darf ich Ihnen, wie bereits weiteren ein Angebot unterbreiten: 
Sie zahlen mir innerhalb der nächsten 14 Tage 300 € Entschädigung in bar und schreiben mir eine, 
meinetwegen auch namenslose Entschuldigung. Damit ich weiß, dass der Brief von Ihnen kommt, 
malen Sie mir bitte ein Segelboot auf den Umschlag. 

 
Mit sonnigen Grüßen aus dem schönen Melle 

xxx (nach BGB) 
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Hinweise zur weiteren Recherche: 

„Die internationale Regierung der UNO ist eigentlic h eine gemeinsame Regierung der USA und 
der Sowjet-Union in einem“ AMERICAN JEWISH COMMITTEE IN “COMMENTARY” (NEW YORK) 
1958  

Die Uno wurde ab 1943 als Allianz demokratische und kommunistische Staaten gegen das Deutsche 
Reich und seine Verbündeten  gegründet. In der Charta wurde festgelegt, dass Staaten, welche im 2. 
Weltkrieg gegen die Alliierten standen (die Achsenstaaten) von der Uno ausgeschlossen bleiben und 
sich nicht auf die Uno Charta berufen dürfen. Artikel 53 und 107 die sogenannten Feindstaatenklau-
seln, die jedem der  Alliierten Staaten Durchsetzungsmaßnahmen gegen ihre ehemaligen Feinde bis 
heute gestatten. Jeder der am Krieg gegen Deutschland beteiligten Staaten kann jederzeit kriegerische 
Maßnahmen nach seinem Gutdünken wieder aufleben lassen ohne dabei die Uno Charta und die 10. 
12. 1948 Menschenrechte zu verletzen. Das heißt Deutschland und das deutsche Staatsvolk 
bleiben von den Menschenrechten ausgeschlossen aufg rund des noch nicht beendeten 
Kriegszustandes.  Das wurde erneut sichtbar als, die von den Besatzern gegründete Staaten DDR 
und BRD am 18.9.1973 in die UNO  aufgenommen wurden. Vor dieser Uno Aufnahme mussten beide 
Staaten, den weiteren Fortbestand der Feindstaatenklauseln, also die Artikel 53 und 107 ausdrücklich 
und schriftlich anerkennen. Als Besetzte und als Entrechtete mit äußert beschränkter Souveränität. 

Da die BRD ein Unternehmen ist, dass als NGO (Nichtregierungsunternehmen) bei der UN mit der 
Amtssprache Englisch eingetragen ist. 

Alle Änderungen des Staatsbürgerrechtes nach dem 29.09.1990 (Auflösung der BRD) sind allerdings 
nichtig und können nur als Spurenverwischungen betrachtet werden. Aus dem Schreiben vom 
Landkreis Demmin heißt es:  

"Aus dem Grundsatz des Fortbestandes des deutschen Staatsvolkes folgt, dass es eine 
Staatsangehörigkeit der Bundesrepublik Deutschland, deren Erwerb Sie anstreben, nicht gibt!"  

Der angebliche Staat BRD, dessen Staatsangehörigkeit es nicht gibt, hat damit eindeutig kein 
Staatsvolk!  

Der Personalausweis oder Reisepass ist also kein Nachweis über die Staatsangehörigkeit. Das macht 
auch Sinn, da ein Nicht-Staat auch keine Staatsbürgerschaft begründen kann. Unsere 
Staatsangehörigkeit geht aus der Originalfassung des RuStAG hervor. Dort heißt es in §1: 

Deutscher ist, wer die Staatsangehörigkeit in einem Bundesstaat (§§ 3 bis 32) oder die unmittelbare 
Reichsangehörigkeit (§§ 3 bis 35) besitzt.  

Ist das Staatsgebiet der BRD definiert? 

Ein Staatsgebiet muss im Gesetz eindeutig definiert sein. Bis 1990 war das Gebiet der BRD im Artikel 
23 GG (a.F.) festgelegt. Dieser Artikel wurde allerdings aufgehoben. Ein anderer Hinweis findet sich im 
Artikel 133 GG:  

Der Bund tritt in die Rechte und Pflichten der Verwaltung des Vereinigten Wirtschaftsgebietes ein.  

Wo und was ist das vereinigte Wirtschaftsgebiet? Im Abschnitt über die Gründung der BRD wurde das 
vereinte Wirtschaftsgebiet bereits erwähnt. Es war das fusionierte Besatzungsgebiet der Franzosen, 
Briten und Amerikaner. Also der westliche Teil der BRD ohne die ehemalige DDR.  

Artikel 116 GG weist auf das Deutsche Reich von 1937 hin, welches weiterhin existiert und nicht 
annektiert oder zerstückelt wurde. Artikel 140 GG geht sogar bis 1919 zurück. Diese Widersprüche 
machen sehr deutlich, dass die BRD ein Staatsgebiet nicht eindeutig definiert hat.  

Die Bundesrepublik Deutschland Finanzagentur GmbH 
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Offiziell wurde die "Bundesrepublik Deutschland - Finanzagentur GmbH" am 19.09.2000 gegründet. Sie 
wird als zentraler Dienstleister für die Kreditaufnahme und das Schuldenmanagement des Bundes 
beschrieben und verwaltet das Sondervermögen des Bundes. Ihr Sitz ist in Frankfurt am Main. 
Alleiniger Gesellschafter ist die Bundesrepublik Deutschland , vertreten durch das Bundesministerium 
der Finanzen.  Alle Staatsfinanzen oder besser "Firmengelder" laufen hier zusammen.  

Die "BRD - Finanzagentur GmbH" ist eine Gesellschaft mit beschränkter Haftung und im Handels-
register des Amtsgerichts Frankfurt/Main unter der Nummer HRB 51411 eingetragen. Die Haftungs-
summe liegt bei nur 50.000 DM.  Wer glaubt, dass diese GmbH lediglich eine private Firma für ausge-
lagerte Dienstleistungen ist, liegt falsch, was ein gestellter Insolvenzantrag belegt. Der Beschluss des 
Amtsgericht Darmstadt vom 02.03.2005 (Geschäfts-Nr.: 9 IN 248/05) lautet: 

Der Antrag auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens wird als unzulässig zurückgewiesen [...] Gründe: 
Gemäß § 12 Abs. 1, Ziffer 1 InsO ist die Durchführung des Insolvenzverfahrens über das 
Vermögen des Bundes unzulässig .  

Bei jeder normalen Firma wäre, bei Schulden in Billionenhöhe, ein Insolvenzantrag zulässig. Dieses 
Recht griff aber nicht bei der Bundesrepublik Deutschland - Finanzagentur GmbH. Dummerweise hatte 
das Amtsgericht die beklagte Partei als Bundesrepublik Deutschland GmbH  ausgewiesen (ohne 
Finanzagentur) und damit deutlich gemacht, was die BRD zu sein scheint.  

Die BRD eine GmbH?: Weitere Merkmale 

Sieht man sich den Handelsregisterauszug der Bundesrepublik Deutschland - Finanzagentur GmbH an, 
dann findet man dort das wahre Gründungsdatum. Dort heißt es nämlich "Gesellschaftsvertrag vom 
29.08.1990″. War 1990 nicht die angebliche "Wiedervereinigung" und formjuristische Auflösung der 
BRD? Ein Zufall, dass die Firma BRD kurz vorher gegründet wurde? Interessant ist auch, dass die BRD 
Finanzagentur GmbH vorher in Berlin, unter der Nummer 40774 eingetragen war.   

Weitere Merkmale, die darauf hinweisen, dass Ihre wohlverdienten Gelder an eine Organisation fließen, 
die wie eine Firma aufgebaut ist: 

1. Das Grundgesetz verwendet an 13 Stellen das Wort "Geschäft", wie z.B. Geschäftsbereich, 
Geschäftsordnung und Geschäfte. Schmücken diese Wörter nicht eher einen 
Gesellschaftsvertrag einer GmbH aus anstatt Gesetze eines Staates?  

2. Bundeskanzler- und Minister haben Geschäftsbereiche und sind demnach Teil einer 
Geschäftsführung.  

3. Warum heißt unser Personendokument "PERSONALausweis"? 
4. Aussage von Sigmar Gabriel (SPD-Parteivorsitzender): "Frau Merkel ist Geschäftsführerin einer 

neuen Nicht-Regierungsorganisation."  
5. Eintragungen der Bundesministerien in dem Handelsregister D&B (upik.de) der USA. 
6. Umbenennungen von ehemals staatlichen Institutionen in Unternehmensbezeichnungen. 

Arbeitsamt – Arbeitsagentur … 
7. Abteilungen von ehemaligen Ämtern nennen sich jetzt Servicecenter… 
8. Angestellte statt Beamte 
9. Lobbyisten im Bundestag 
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Aus GRUNDGESETZ FÜR DIE BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 

VORLÄUFIGE NIEDERSÄCHSISCHE VERFASSUNG 

 

 
 



14 
 

 
 
Die Niedersächsische Gemeindeordnung  (NGO) war vom 1. April 1955 bis 1. November 2011 die 
„Gemeindeverfassung“ der niedersächsischen Städte und Gemeinden. Sie war damit die 
Rechtsgrundlage für den Aufbau der kommunalen Strukturen in Niedersachsen auf Grundlage der 
Selbstverwaltungsgarantie des Grundgesetzes (Art. 28 Abs. 2 Satz 1 GG) und der Niedersächsischen 
Verfassung (Art. 57 Abs. 1 NV). Am 1. November 2011 trat die NGO außer Kraft, zugleich ging ihr 
Regelungsgehalt zusammen mit dem der Niedersächsischen Landkreisordnung (NLO) im 
Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetz  (NKomVG) auf. (Siehe § 28 (2) Bürgerinnen und 
Bürger einer Kommune sind die Einwohnerinnen und Einwohner, die zur Wahl der Vertretung dieser 
Kommune berechtigt sind.) 
Die NGO betrachtete die Gemeinde als Grundlage des demokratischen Staates (§ 1 Abs. 1) und 
knüpfte an die durch Grundgesetz und Landesverfassung gewährleistete Garantie und Notwendigkeit 
einer aus allgemeinen, unmittelbaren, freien, gleichen und geheimen Wahlen hervorgegangenen 
Volksvertretung und des Rechts auf kommunale Selbstverwaltung an. Gegen eine Verletzung dieses 
Rechts konnte sich die Gemeinde durch eine Kommunalverfassungsbeschwerde am Bundesverfas-
sungsgericht (Art. 93 Abs. 1 Nr. 4 b GG, § 13 Abs. 1 Nr. 8 a, § 91 BVerfGG) oder am Niedersächsi-
schen Staatsgerichtshof (Art. 54 Nr. 5 NV) wehren. 
Die NGO enthielt Elemente der direkten Demokratie wie dem Einwohnerantrag (§ 22 a) oder dem 
Bürgerbegehren, dem ein Bürgerentscheid folgen konnte (§ 22 b). 
Gemeindewirtschaft 
Neben speziellen Abschnitten in der Gemeindeordnung (§§ 82 ff.) gilt die Gemeindehaushalts- und -
kassenverordnung (GemHKVO), nach der etwa auch eine Haushaltssperre verhängt werden kann (§ 
30 GemHKVO). Ein Insolvenzverfahren über das Vermögen der Gemeinde ist ausgeschlossen (§ 136 
Abs. 2), für eine Zwangsvollstreckung bedarf es der Genehmigung der Kommunalaufsicht. Bis 2011 
müssen alle Gemeinden ihre Haushaltswirtschaft nach dem System der doppelten Buchführung 
(„Doppik“) umgestellt haben. Über die ordnungsgemäße Gemeindewirtschaft wacht das 
Rechnungsprüfungsamt des Landkreises. Das Rechnungsprüfungsamt macht die Gemeinden rechtlos 
und nimmt die Selbstbestimmung. Die Gemeindekasse ist für alle Kassengeschäfte der Gemeinde 
zuständig (§ 98), bleibt aber unselbständiger Teil der Verwaltung und ist keine eigene Behörde. 
Insgesamt gelten in allen Bereichen die Grundlagen der Geschäftsordnung, die keiner zu sehen 
bekommt. Da es sich um Handelsverträge handelt bleibt spannend, wie die Haftung der involvierten 
Ratsmitglieder und Bürgermeister geregelt ist. 
 
Nicht nur die Landkreisordnungen sondern auch der Überleitungsvertrag 1955 (BGBI. 1955 II S.405) ist 
seit 1990  in geänderter Verfassung(BGBI. 1990 II S.1386)  in Kraft. 
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Und auch die NATO Verträge mussten angepasst werden. Das Deutschlandprotokoll/ Holger Fröhner, 
Seite 85: 
 

 

 
 
 


